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Begriff der Public Private 
Partnership
Unter dem Begriff der Public Private Part-
nership (»PPP«) versteht man die lang-
fristige, vertraglich geregelte Zusammen-
arbeit zwischen der öffentlichen Hand
und der Privatwirtschaft, bei der die da-
für erforderlichen Ressourcen (z.B.
Know-how, Betriebsmittel, Kapital, Per-
sonal etc.) von den Partnern zum gegen-
seitigen Nutzen in einen gemeinsamen
Organisationszusammenhang gestellt
werden; vorhandene Projektrisiken wer-
den dabei sachgerecht und optimal un-
ter den Projektpartnern entsprechend ih-
rer Kompetenz verteilt (vgl. BMVBW
2003; Wissenschaftsrat 2006; Picot
2005a). 
Aufgrund der Vielfältigkeit der Erschei-
nungsformen und des weiten Einsatz-
bereiches ist diese Beschreibung von
»PPP« nicht abschließend. Sie ist nur ein
begrifflicher Ausgangspunkt zur Vermitt-
lung der Reichweite dieses Rechtsinsti-
tutes. PPP-Anwendungsbereiche eröff-
nen sich auf allen Ebenen staatlicher
Aufgabenerfüllung, also auf Bundes-
und Länder-, vor allem aber auch auf
Kommunalebene und bei anderen ver-
selbständigten Verwaltungsträgern (vgl.
Bonk 2004, 144 ff.). Im Rahmen der
PPP kann die öffentliche Verwaltung die
Planung, Finanzierung, Errichtung, Sa-
nierung sowie den Betrieb öffentlicher
Vorhaben einem privaten Unternehmen
überlassen. PPP wird auf vertraglicher
Basis in einer kurz- oder langfristig aus-
gerichteten Leistungsaustauschbezie-
hung oder innerhalb einer gesellschafts-
rechtlichen Verbindung, z.B. eines ge-
mischt-wirtschaftlichen Unternehmens,
an denen die öffentliche Hand neben
Privaten als Gesellschafterin oder Aktio-
närin beteiligt ist, durchgeführt (vgl.
Becker 2002, 303, 305).
Bei der Verhandlung und Gestaltung von
PPP-Projektverträgen sind insofern sämt-
liche Instrumente und Techniken zu be-
rücksichtigen, die auch beim (contractu-
al- und equity-) Joint Venture und bei der
strategischen Allianz – als in der Praxis
häufigste Formen der Unternehmensko-
operationen – zu beachten sind (vgl.
Picot 2005b).
Abgrenzung zur Privatisierung
Im allgemeinen Sprachgebrauch wird der
Begriff der PPP häufig zu weit verstanden,
weil nicht exakt zwischen den unter-
schiedlichen Begriffen »PPP« und »Pri-
vatisierung« unterschieden wird. Das Zu-
sammenwirken der öffentlichen Hand mit
dem privaten Rechtssubjekt im Wege von
PPP-Modellen schließt nicht jegliche Art
der Privatisierung in den Anwendungsbe-
reich von PPP mit ein. Vielmehr ist das
Rechtsinstitut PPP gerade von den Be-
griffen »Beleihung«, »formelle Privatisie-
rung« und »materielle Privatisierung« ab-
zugrenzen. 
Bei der materiellen Privatisierung über-
trägt die öffentliche Hand die öffentlich-
rechtlichen Aufgaben privaten Rechts-
trägern zur selbständigen Erfüllung. Da-
durch erfolgt eine vollständige Ausglie-
derung der öffentlichen Aufgabe aus
dem Bereich des staatlichen Einflusses
auf Private (vgl. Kiethe 2004; Stelkens
et al. 2001). Die materielle Privatisierung
wird auch als »Aufgabenprivatisierung«
bezeichnet (vgl. Kopp und Ramsauer
2005, Rn. 105; Stober 2006, § 41 I). Ein
bekannter Fall materieller Privatisierung
ist beispielsweise der Verkauf der VIAG
durch den Freistaat Bayern an einen pri-
vaten Investor. Auch bei dem Verkauf
kommunaler Stadtwerke handelt es sich
um diese Privatisierungsform. 
Im Rahmen der formellen Privatisierung
bleibt es bei der Wahrnehmung öffent-
licher Aufgaben durch die öffentliche
Hand. Diese bedient sich jedoch einer
privatrechtlichen Gesellschaftsform.
Gegenstand der Privatisierung ist mit-
Risikofaktor für die Finanzkrisen der öffentlichen 
Haushalte?
Nachtrag: Public Private Partnership – Allheilmittel oder
Gerhard Picot* 
Sabine Kamp**
* Prof. Dr. Gerhard Picot ist Senior-Partner der
PICOT Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Köln, und
Leiter des Institute for Mergers & Acquisitions an
der EBS, Oestrich-Winkel.
* Dr. Sabine Kamp ist Associate der PICOT Rechts-
anwaltsgesellschaft mbH, Köln.Zur Diskussion gestellt
hin nur die Organisation der öffentlich-rechtlichen Aufga-
be, nicht dagegen die öffentliche Aufgabe selbst (Kiethe
2004; Stelkens et al. 2001; Stober 2006). Bei einer for-
mellen Privatisierung spricht man daher auch von einer
»Organisationsprivatisierung« (vgl. Kopp und Ramsauer
2005; Burgi 2006). Bekannte Beispiele formeller Privati-
sierung sind die Umwandlung der Deutschen Bundes-
bahn und der Deutschen Bundespost in Aktiengesell-
schaften. Auch die Aufgaben der Deutschen Bundesdru-
ckerei werden mittlerweile in der Rechtsform einer GmbH
wahrgenommen. 
Kooperationen zwischen öffentlicher und privater Hand
können auch darin bestehen, dass ein Privatrechtssub-
jekt im Wege einer Beleihung mit hoheitlichen Befugnis-
sen ausgestattet wird (so beispielsweise der TÜV). Bei der
Beleihung nehmen Privatpersonen (natürliche oder juris-
tische Personen) Verwaltungsaufgaben selbständig wahr,
nachdem ihnen aufgrund einer gesetzlichen Ermächti-
gungsgrundlage Entscheidungskompetenzen übertragen
werden (vgl. Weber et al. 2005).
Die vorgenannten Arten der Privatisierung lassen sich nicht
unter den Begriff der PPP einordnen. PPP ist somit von den
genannten Privatisierungsformen strikt zu trennen. PPP-
Konzepte lassen sich entgegen der formellen und mate-
riellen Privatisierung jedoch unter den Begriff der »funktio-
nalen Privatisierung« subsumieren. Dabei wird PPP häufig
als eine besondere Art der funktionalen Privatisierung an-
gesehen.
Bei der funktionalen Privatisierung wird im Gegensatz zu
der formellen und materiellen Privatisierung nur der Voll-
zug der Aufgabe, also die Leistungserstellung oder Auf-
gabendurchführung, auf den Privaten übertragen. Die Auf-
gabenzuständigkeit und die Verantwortung dafür bleiben
bei dem Träger der öffentlichen Verwaltung (vgl. Stelkens
et al. 2001). Damit wird der Private als sog. Verwaltungs-
helfer tätig (vgl. Schoch 1994, 962 f.) Einem Verwaltungs-
helfer werden grundsätzlich keine Entscheidungsbefug-
nisse eingeräumt. Trotz des Einsatzes von Verwaltungs-
helfern handelt es sich um unmittelbare Staatsverwaltung,
wobei aus der Sicht des Bürgers die Handlungen des Pri-
vaten Handlungen der Behörde sind. Im Wege der funk-
tionalen Privatisierung kann die staatliche Verwaltung bei-
spielsweise Hilfsaufgaben – wie IT-Dienstleistungen – auf
Private als Verwaltungshelfer übertragen oder die staatli-
che Aufgabe der Müllabfuhr durch eine private Entsor-
gungsfirma durchführen lassen.
Im Rahmen der funktionalen Privatisierung ist auch die
Bildung eines gemischt-wirtschaftlichen Unternehmens
denkbar, dessen Anteile sowohl von der öffentlichen Hand
als auch von einem Privaten gehalten werden (vgl. Picot
2005a). Die Gründung eines gemischt-wirtschaftlichen
Unternehmens kann zum Beispiel durch die öffentliche
Hand gemeinsam mit einem Privaten oder durch einen
Verkauf der Anteile der öffentlichen Hand an einer Ei-
gengesellschaft an einen Privaten erfolgen. 
PPP als Allheilmittel oder Risikofaktor für die 
Finanzkrisen der öffentlichen Haushalte?
Das Marktvolumen laufender PPP-Projekte in Europa be-
trug im Jahre 2005 rund 50 Mrd. €, während das Volumen
in Deutschland im gleichen Zeitraum von einem sehr nied-
rigen Ausgangsniveau auf rund 8 Mrd. € angestiegen ist.
Damit wuchs das Interesse an PPP-Konzepten in Deutsch-
land im Vergleich zu seinen Nachbarländern erst sehr spät,
obwohl das Risiko für die öffentliche Hand bei PPP-Model-
len aufgrund der überwiegenden Vorteile, die im Folgenden
näher dargestellt werden, grundsätzlich als gering einzustu-
fen ist. 
Aufbauend auf die vorherigen Ausführungen, lässt sich
die Frage, ob PPP ein »Allheilmittel oder Risikofaktor für
die Finanzkrisen der öffentlichen Haushalte« ist, am an-
schaulichsten anhand eines Beispiels aus der Praxis be-
antworten: 
Beispiel1: Ein Privatunternehmen plant und baut eigen-
verantwortlich, aber auf Anregung und im Zusammen-
wirken mit der Kommune ein von dieser benötigtes, neu-
es Verwaltungsgebäude. Dabei übernimmt das Privatun-
ternehmen die Bauherreneigenschaft und trägt das wirt-
schaftliche Risiko der Fertigung. Nach Fertigstellung be-
treibt das Privatunternehmen das in seinem Eigentum
stehende Verwaltungsgebäude. Für die Nutzung des
wunschgemäß errichteten Gebäudes zahlt die Kommu-
ne so dann an das Privatunternehmen während einer
langjährigen Vertragslaufzeit ein monatliches Entgelt. Zum
Vertragsende kann schließlich je nach Vertragsgestaltung
(Erwerbermodell/Leasingmodell) das Eigentum an Grund-
stück und Gebäude auf die Kommune übergehen oder
nicht.2
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1 Aufgrund der Vielgestaltigkeit der PPP-Kooperationen zwischen der öf-
fentlichen Verwaltung und privaten Rechtsträgern ist es nicht möglich,
mit einem Beispiel alle verschiedenen PPP-Grundmodelle zu erfassen.
Insofern gibt das vorgenannte Beispiel nicht abschließend wieder, was un-
ter PPP zu subsumieren ist. Es weist jedoch die Zielsetzung der vertrag-
lich geregelten Zusammenarbeit zwischen der Öffentlichkeit und dem
Privaten auf.
2 Prinzipielle Unterschiede zwischen verschiedenen möglichen Vertragsmo-
dellen der PPP bestehen insbesondere hinsichtlich der Eigentumszuord-
nung (vor, während und nach der Vertragslaufzeit), des vertraglichen Leis-
tungsumfangs, der Risikoverteilung und der Entgeltstruktur. Ein PPP-
Projekt liegt nicht vor, wenn sich die öffentliche Hand nur zum Bau eines
neuen Verwaltungsgebäudes eines Privatunternehmens bedient. In die-
sem Fall handelt es sich vielmehr um ein normales öffentliches Vergabe-
verfahren.Zur Diskussion gestellt
Effektivitäts- und Effizienzsteigerung durch PPP
Wie eingangs erwähnt, erfolgt die Zusammenarbeit zwischen
der öffentlichen Hand und der Privatwirtschaft zumeist mit
dem Ziel der Effizienzsteigerung bei der Erfüllung öffentlicher
Aufgaben und der Erschließung privatwirtschaftlich mögli-
cher Innovationen für den öffentlichen Sektor, wobei neue
Märkte und Wettbewerbsstrukturen genutzt werden können
(vgl. BMVBW 2003, 1; Wissenschaftsrat 2006, 10). 
Das partnerschaftliche Miteinander von öffentlicher Hand
und dem privaten Rechtsträger bietet den öffentlichen Haus-
halten die Möglichkeit, durch den Austausch der verschie-
denen Kompetenzen der Projektpartner, geplante Maßnah-
men noch effektiver zu realisieren. Bei der Einschaltung pri-
vater Wirtschaftssubjekte beruht die Motivation des Ver-
waltungsträgers zumeist auf der spezifischen Fachkompe-
tenz des privaten Unternehmens und/oder seiner Finanz-
stärke. Beabsichtigt ist dabei grundsätzlich die Schaffung
einer besseren Infrastruktur. 
Nach Untersuchungen des Deutschen Institutes für Urba-
nistik im Jahre 2005 (S. 29 ff.) stellte sich heraus, dass im
Wege der Durchführung von PPP-Konzepten sowohl auf
Bundes- und Länderebene als auch auf Kommunalebene
die Wirtschaftlichkeitserwartungen bei den Projekten einge-
halten worden sind. Die untersuchten Projekte ergaben
durchschnittlich Effizienzvorteile von ca. 10%.
Nach obigem Beispiel hat die Kommune die Möglichkeit, die
Planung, den Bau und den Betrieb des Verwaltungsgebäu-
des dem Privatunternehmen zu überlassen. Das auf solche
Tätigkeiten spezialisierte Unternehmen wird aufgrund seiner
Erfahrung und Arbeitskräfte sowie seines Know-how-Vor-
sprunges die übertragenen Aufgaben effizienter und effek-
tiver ausüben können als die Kommune. 
Finanzielle Entlastung der öffentlichen Haushalte
Die finanzielle Entlastung der öffentlichen Haushalte ist wohl
der wichtigste Aspekt bei der Umsetzung von PPP-Konzep-
ten. Das wirtschaftliche Risiko der öffentlichen Haushalte
ist bei einer Projektrealisierung im Wege von PPP in den
meisten Fällen als relativ gering einzuschätzen. Durch eine
Beteiligung privater Wirtschaftsträger wird der öffentlichen
Hand ermöglicht, mit einem geringeren Kostenaufwand und
-risiko größere Projekte zu verwirklichen. 
Meist steht die Verwaltung nicht vor der Wahl, ob sie die
Realisierung eines Projektes (beispielsweise die Errichtung
eines Verwaltungsgebäudes)3 vornimmt oder nicht. Wenn
sie zur Vornahme der Realisierung eines Projektes aufgrund
ihrer im Rahmen der öffentlichen Daseinsvorsorge übertra-
genen Aufgaben verpflichtet ist, hat sie im Wege von PPP-
Modellen die Möglichkeit, die dafür anfallenden Kosten ent-
weder ganz auf das Privatunternehmen abzuwälzen oder
sie zumindest mit dem Privatunternehmen zu teilen. Dies
liegt vor allem daran, dass im Rahmen der Zusammenar-
beit der öffentlichen Hand mit einem Privatunternehmen
grundsätzlich der private Wirtschaftsträger für die Finanzie-
rung des Vorhabens zuständig ist und damit ein Großteil des
wirtschaftlichen Risikos auf seinen Schultern lastet. Dabei
hängt es von der jeweiligen Ausgestaltung des Koopera-
tionsvertrages ab, inwieweit die Verwaltung die Kostentra-
gungspflicht übernimmt. 
Nach obigem Beispiel sind die Kosten des PPP-Projek-
tes für die Kommune überschaubar, weil sie nach diesem
PPP-Modell für die Nutzung des Verwaltungsgebäudes an
das Privatunternehmen ein zuvor fest vereinbartes Entgelt
entrichtet. Die Kommune kann somit die für sie anfallen-
den Kosten fest einkalkulieren und geht kein finanzielles
Risiko ein.
Aus diesem Grund ist PPP grundsätzlich als alternative Fi-
nanzierungslösung zur Entlastung oder finanziellen Unter-
stützung der öffentlichen Haushalte zu betrachten, die sehr
hilfreich sein kann, um in Zeiten der Knappheit öffentlicher
Mittel die Fortentwicklung öffentlicher Vorhaben zu gewähr-
leisten. 
Schnellere Realisierungsmöglichkeiten
Ein weiterer Vorteil von PPP bei privatisierten öffentlichen
Infrastrukturen ist neben der Entlastung der öffentlichen
Haushalte vor allem die zeitlich schnellere Realisierungs-
möglichkeit. Weil die Leistungserbringung zumeist durch
das private Unternehmen finanziert wird, entfällt der zeitli-
che Vorlauf staatlicher Bereitstellung. Zudem entspricht
es auch dem Konzept der marktwirtschaftlich orientierten
Rechtsordnung, wenn sich die öffentliche Hand auf dieje-
nigen Aufgaben beschränkt, die ihr vom Staat übertragen
worden sind, während die privaten Wirtschaftssubjekte ent-
sprechend ihrem unternehmerischen Fokus die Planung,
Finanzierung, Errichtung, Sanierung sowie den optimalen
Betrieb öffentlicher Vorhaben übernehmen. Die sich dar-
aus ergebenden Technologie-, Erfahrungs-, Konzeptions-
und Informationsvorteile führen oftmals zu erheblichen Zeit-
gewinnen. 
Nach obigem Beispiel ist das von dem Privatunternehmen
errichtete Verwaltungsgebäude wahrscheinlich schneller be-
zugsfertig und einsetzbar, als wenn die Kommune selbst
für die Planung und Errichtung des Gebäudes zuständig ge-
wesen wäre. Auf diese Weise lässt sich erneut eine Effekti-
vitätssteigerung feststellen. 
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3 Vgl. obiges Beispiel.Zur Diskussion gestellt
Modernisierung
Die privaten Wirtschaftsträger bezwecken im Rahmen ei-
ner Beteiligung an PPP-Projekten vor allem die Erschließung
neuer Geschäftsfelder und Renditemöglichkeiten, wobei die
Gewinnung öffentlicher Meinungsträger für die privaten Un-
ternehmen auch als Einstieg in die vollständige Privatisie-
rung öffentlicher Aufgabenfelder genutzt werden kann (vgl.
Wissenschaftsrat 2006, 10). PPP kann somit einen wichti-
gen Baustein für die Modernisierung der Staatsverwaltung
darstellen. Insbesondere für die Kommunalverwaltungen
schafft PPP die Möglichkeit, neben erheblichen Einsparun-
gen der Haushalte auch ein Mehr an Aufgaben verwirklichen
zu können. Dies ist gerade im Hinblick auf die Zunahme
der öffentlichen Aufgaben bei gleich bleibenden Kapazitä-
ten der Verwaltungsträger ein guter Lösungsweg. Durch
die Einführung von PPP-Modellen kann somit nicht nur ei-
ne Verbesserung der Infrastruktur, Kultur, Bildung und Le-
bensqualität erfolgen; auch werden Privatinitiativen Moder-
nisierungsmöglichkeiten aufdecken können, die dem Staat
möglicherweise verborgen blieben. 
Auch nach obigem Beispiel kann die Kommune durch den
Einfluss des Privatunternehmens bei der Planung, dem Bau
und dem Betrieb des Verwaltungsgebäudes Hinweise zu
Modernisierungsmöglichkeiten sowohl in Bezug auf das Ge-
bäude selbst als auch auf weitere Ideen rund um das Pro-
jekt erhalten. 
Einzelfallbetrachtung
Selbst bei der hier vorgenommenen positiven Bewertung
der PPP ist allerdings zu beachten, dass diese kein »Allheil-
mittel« für die öffentlichen Haushalte darstellt. Bei der Durch-
führung von PPP-Projekten hängt es nämlich immer vom
Einzelfall ab, ob die gemeinsamen Zielvorstellungen der öf-
fentlichen Hand und des privaten Rechtsträgers tatsäch-
lich erreicht werden können. PPP ersetzt weder eine ver-
nünftige Haushaltspolitik, noch können mit Hilfe von PPP
nicht wirtschaftlich finanzierbare, aber dennoch notwendi-
ge Vorhaben des Staates realisiert werden. Auch trägt der
Staat das etwaige Risiko der aus der Unwirtschaftlichkeit ei-
nes Projektes resultierenden Insolvenz des privaten Anbie-
ters; diese kann dem Staat letztlich während oder nach
Durchführung des PPP-Projektes die Erfüllung »seiner« Auf-
gaben unmöglich machen. 
PPP ist somit vornehmlich ein Instrument zur Neuordnung
und Optimierung der Aufgabenverteilung zwischen Staat
und privater Wirtschaft. Insofern sind im Rahmen der Pla-
nung die Vor- und Nachteile der Durchführung eines Pro-
jektes mit und ohne PPP aus der Sicht der Hoheitsträger
sowie aus der Sicht des Privatunternehmers gegeneinan-
der abzuwägen.
Nach obigem Beispiel hängt der wirtschaftliche Erfolg des
PPP-Projektes beispielsweise davon ab, wie hoch wäh-
rend der langjährigen Vertragslaufzeit das monatliche Ent-
gelt ist, das die Kommune an das Unternehmen zu entrich-
ten hat. Ist die Kommune finanziell nicht in der Lage, für die
laufenden Kosten aufzukommen, so kann das Ziel auch nicht
mit Hilfe von PPP erreicht werden.
Nur eingeschränkte Abhängigkeit der Verwaltung
von Privatunternehmen
In Fällen materieller Privatisierung hat die öffentliche Hand
keinerlei Einfluss mehr auf die Aufgabenerfüllung, da diese
vollständig auf ein privates Unternehmen übertragen wird.
Der mangelnde Einfluss des Staates auf die Erfüllung der
Aufgaben stellt einen gewissen Risikofaktor dar, weil die
Aufgabenerfüllung allein in Abhängigkeit von der Führung
und Wirtschaftslage des Unternehmens steht und die öf-
fentliche Hand auch im Falle einer schlechten Unterneh-
mensführung nicht mehr in der Lage ist, unterstützend ein-
zugreifen. 
Im Rahmen von PPP-Projekten stellt sich diese Problema-
tik nicht in demselben Maße wie bei der materiellen Priva-
tisierung. Für PPP-Vorhaben spricht vielmehr ihre Trans-
parenz, denn die Verwaltung kann die Projekt-Entwicklun-
gen und deren Resultate laufend nachvollziehen und aktiv
mitgestalten, weil die Aufgabenverteilung zwischen den be-
teiligten Unternehmen und der Verwaltung vertraglich ge-
nau festgelegt wird. Gerade in gemischt-wirtschaftlichen
Unternehmen lässt sich der Kooperationsgedanke von PPP
ideal verwirklichen. Aber auch bei dem Einsatz von Verwal-
tungshelfern handelt es sich weiterhin um eine unmittelba-
re Staatsverwaltung, wobei die Handlung des Privaten im
Außenverhältnis eine Handlung der Behörde darstellt. Aller-
dings besteht auch bei PPP-Projekten die Gefahr, dass die
demokratische Kontrolle verloren geht, falls ein Projekt nicht
ausreichend von der Verwaltung überwacht wird. Ein nega-
tives Beispiel hierfür lieferte etwa die Einführung der Lkw-
Maut in Deutschland durch das private Unternehmen Toll-
Collect.
Rechtsunsicherheit
Unsicherheiten können sich aber vor allem auch daraus er-
geben, dass in weiten Bereichen gesetzliche Regelungen
hinsichtlich der rechtlichen Zulässigkeit und Grenzen von
PPP fehlen und noch nicht alle Konzepte ausgereift sind (vgl.
Wolff et al. 2004, § 92, Rn 33). In diesem Zusammenhang
führt auch das »Gesetz zur Beschleunigung der Umset-
zung von Öffentlich Privaten Partnerschaften und zur Ver-
besserung gesetzlicher Rahmenbedingungen für Öffentlich
Private Partnerschaften« (sog. »ÖPP-Beschleunigungsge-
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setz«, BGBl. 2005 I, 2676) nicht zu einer wesentlichen Ver-
ringerung der Risiken. Das Gesetz enthält nämlich keine
allgemeinen Regelungen zur Zulässigkeit von PPP. Auch
mangelt es an Vorschriften betreffend die notwendigen Ver-
tragsbestandteile (sog. essentialia negotii) eines Kooperati-
onsvertrages zwischen der öffentlichen Hand und dem pri-
vaten Wirtschaftsträger sowie die rechtlichen Grenzen von
PPP-Modellen. Vielmehr sieht das Gesetz lediglich Ände-
rungen einiger gesetzlicher Vorschriften vor, wie beispiels-
weise im Bereich des Vergaberechts, der Bundeshaushalts-
ordnung, im Investmentgesetz und im Fernstraßenbaupri-
vatfinanzierungsgesetz. 
Zusammenfassung
Trotz der vorstehend dargestellten Risiken von PPP-Mo-
dellen lässt sich aufgrund der überwiegenden Vorteile von
PPP insgesamt festhalten, dass man mit PPP-Vorhaben
grundsätzlich die Zunahme von Staatsaufgaben bei wach-
sender Komplexität und gleich bleibenden Kapazitäten
reduzieren und die Finanznot des Staates lindern kann.
PPP leistet somit einen wichtigen Beitrag zur Reorgani-
sierung und Restrukturierung der öffentlichen Verwaltung
(vgl. Wolff 2004). Die Stärken und Schwächen des Staa-
tes und der Privatwirtschaft lassen sich daher durch eine
entsprechende Ausgestaltung eines Kooperationsvertra-
ges in der Weise aufteilen, dass sowohl die Öffentlichkeit
als auch der private Wirtschaftsträger voneinander profi-
tieren können. 
Insofern lässt sich zusammenfassen, dass PPP zwar kein
Allheilmittel für die Finanzkrisen der öffentlichen Haushalte
beinhaltet, da jedes staatliche Projekt im Einzelfall auf sei-
ne »PPP-Tauglichkeit« hin untersucht werden muss. PPP
stellt aber eine Möglichkeit dar, um die Projektrisiken zwi-
schen den Projektpartnern optimal zu verteilen, Effizienz
zu sichern und somit den Risikofaktor für die Verwaltung
gering zu halten. 
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Entwicklung eines volkswirtschaftlichen




Effekte der Public Private Partnership
Generell gehen wir von Effekten bei den beteiligten Part-
nern und von Effekten, die bei nicht direkt am Projekt be-
teiligten Wirtschaftseinheiten auftreten, aus. Allgemein las-
sen sich 







unterscheiden. Diese Effekte betreffen nicht nur die PPP-
Partner, sondern auch andere Wirtschaftssubjekte, die von
der Realisierung des PPP-Projektes betroffen werden.
Im Rahmen der PPP-Literatur werden insbesondere Effek-
te angesprochen, die mit Risiken für das Gelingen eines PPP
der beteiligten Partner im Zusammenhang stehen (vgl. Pfnür
und Eberhardt 2005). Man unterscheidet politische Risiken
der inneren und äußerer Sicherheit, z.B. Enteignungen, Ge-
nehmigungserfordernisse, fiskalpolitische Risiken, rechtliche
Risiken infolge der Änderung von Gesetzen, von Konflikten
zwischen öffentlichen Trägern usw. Kommerzielle Risiken
der Projektteilnehmer betreffen hauptsächlich Nachfrageän-
derungen, Währungsverschiebungen und Preissteigerun-
gen. Ferner existieren Planungsrisiken, Risiken der Bau-
kostenüberschreitung und der Bauunterhaltskosten. Es wird
diskutiert, wie Risiken überwälzt werden können und inwie-
fern sie die Stabilität des PPP gefährden.
Eine verstärkte Orientierung an Risiken, die nicht nur die
unmittelbar am PPP beteiligten Wirtschaftssubjekte betref-
fen, zeigt die Einteilung in technische Risiken (z.B. Planungs-
risiko, geologisches Risiko, Fertigstellungsrisiko, technolo-
gisches Risiko), in wirtschaftliche Risiken (z.B. Betriebsrisi-
ko, Marktrisiko, finanzielles Risiko) sowie globale Risiken (z.B.
politische Risiken, Risiken aus höherer Gewalt) (vgl. Bun-
desministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
2001, 207 ff.). Um abzuschätzen, ob solche Risiken eintre-
ten, ist festzustellen, welche Effekte überhaupt auftreten und
wie groß diese sein mögen. Erst dann lassen sich manche
Verfahren der Risikobestimmung und -beurteilung, wie z.B.
das Zuschlagsverfahren oder die simulative Risikoanalyse,
anwenden (vgl. Pfnür und Eberhardt 2005) und ein ausge-
wogener PPP-Vertrag oder eine PPP-Institution entwerfen,
welche die Beteiligten in eine Win-Win-Situation führt. Häu-
fig muss bei der Übertragung öffentlicher Aufgaben letztlich
die öffentliche Hand das Risiko privaten Versagens tragen. 
Deshalb wenden wir uns insbesondere der Ermittlung der
volkswirtschaftlichen und fiskalischen Effekte zu.1 Sie be-
treffen hauptsächlich den öffentlichen Partner im PPP, auf
den wir uns konzentrieren wollen. Die volkswirtschaftlichen
Effekte (vgl. Friedrich und Wonnemann 2003) des PPP be-
treffen u.a. die Einkommen, die Beschäftigung, die Produk-
tion sowie Wanderungsströme. Daneben existieren volks-
wirtschaftliche Effekte auf die Wirtschaftsordnung, Infrastruk-
tureffekte und den Wettbewerb öffentlicher Träger. Fiskali-
sche Effekte betreffen den oder die am PPP beteiligten öf-
fentlichen Träger. Deshalb interessiert die finanzielle Situa-
tion des PPP, das Budget der Standortgemeinde, das Bud-
get der restlichen Gemeinden im Bundesland, das Budget
des Standortbundeslandes, die Budgets anderer Bundes-
länder, die Budgets der Gemeinden in anderen Bundeslän-
dern, das Budget der Bundesrepublik Deutschland und das
Budget der Sozialversicherung. 
Weitere Effekte, z.B. auf Marktformen, treten im deutschen
Ordnungsrahmen manchmal auf, etwa bei der Energiever-
sorgung. Ferner mögen sich über die Ausschreibungen zur
Gewinnung von Kapitalbeteiligungen, die Eigentümerstruk-
tur und somit auch die Preis- und Gebührensetzung, das
Investitionsverhalten und die Erfüllung einer öffentlichen Auf-
gabe ändern, obwohl auch für gemeindliche PPP die Gebüh-
rensetzung gemäß der Kommunalabgabengesetze relevant
sind. Mit Umwelteffekten (vgl. Gottschalk 1997; Kahlenborn
und Kraemer 2003.) und Einkommensverteilungseffekten zu-
gunsten privater Eigner ist zu rechnen, falls es den öffentli-
chen Trägern nicht gelingt, die Privateigentümer im PPP zu
übervorteilen, z.B. wie im Falle des Kanaltunnels. 
Der Ansatz typenbezogener 
Standortwahl zur Ermittlung 
der Effekte
Zur Ermittlung der volkswirtschaftlichen und fiskalischen Wir-
kungen, die von einem PPP ausgehen, stehen verschiede-
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* Prof. Dr. Dr. h.c. Peter Friedrich, Extraordinariat für öffentliche Wirtschaft,
Fakultät für Wirtschaftswissenschaften und Management, Universität
Tartu, Estland.
1 Die fachspezifischen (vgl. Gottschalk 1997; 2004; Gäde-Butzlaff 2004;
Napp 2004; Europäische Kommission 2004a; Wackerbauer 2005), be-
triebswirtschaftlichen (vgl. Kirchhoff, Müller und Godefroy 1996; Weber
2005) und juristischen (vgl. Schuppert 1997; Tettinger; Europäische Kom-
mission 2004b; Fischer und Schubert 2005; Püttner 2005) fließen in das
PPP-Projekt, dessen volkswirtschaftliche und fiskalische Effekte festge-
stellt werden sollen, ein.Zur Diskussion gestellt
ne Methoden zur Ermittlung einzelner Effek-
te zur Verfügung (etwa Multiplikatormodelle,
Input-Outputmodelle, ökonometrische Ver-
fahren, Kalibrierungsverfahren, Methoden der
Projektplanung und des Layouts). Um die
Wirkungen und Wohlfahrtseffekte öffentlicher
Ausgaben und Maßnahmen zu ermitteln (vgl.
Bröcker 1998; 2001; Haddad und Hewings
2001), setzen Ökonomen seit einiger Zeit
CGE-Modelle (Computable General Equili-
brium Models) ein. Allerdings wird in den exis-
tierenden CGE-Modellen der öffentliche Sek-
tor nicht intensiv genug modelliert (vgl. Dixon
et al. 1992; Shoven und Whalley 1992), um
sie für die Ermittlung der Effekte auf die öf-
fentlichen Beteiligten an einem PPP einzu-
setzen. In die CGE-Modelle müssten sich
weitere für die Koordination im öffentlichen
Sektor PPP- relevante Gegebenheiten ein-
bauen lassen. Dies ist nicht einfach, da ne-
ben Gleichgewichten auf vornehmlich privat
dominierten Märkten auch Gleichgewichte
unter Einschluss öffentlicher Märkte und po-
litischer Gleichgewichtsanalyse Berücksich-
tigung finden müssten (vgl. Friedrich 2003).
Vor der Entwicklung der CGE-Modelle wur-
de von Friedrich und Wonnemann (1981) ein
Ansatz zur Ermittlung von Standorteffekten
entwickelt, um projektbezogen die obigen
Effekte abzuschätzen Er wurde herangezo-
gen, um für verschiedene Rechtsformen und
Arten von Verwaltungen sowie PPP sowohl die resultieren-
den Budgeteffekte für Gebietskörperschaften als auch die
volkswirtschaftlichen Effekte zu eruieren (vgl. Friedrich 1985;
Wonnemann 1989; Feng 2007).
Der Ansatz typenbezogener Standortwahl umfasst ein Ver-
fahren zur Feststellung, ob eine PPP-Ansiedlung überhaupt
möglich ist, die Feststellung ergänzender Ansiedlungsmaß-
nahmen und ein Modell zur Errechnung der Effekte (vgl.
Übersicht). Das Modell2 besitzt fünf privatwirtschaftliche
Sektoren und drei öffentliche Sektoren; Güter-, Kapital- und
Arbeitsmärkte sowie reale Verflechtungen zwischen Verwal-
tungen und Steuer-, Ausgaben- und Finanzausgleichsbe-
ziehungen; die Standortgemeinde, deren Umland, das
Standortbundesland, restliche Gemeinden, restliche Bun-
desländer, Bund, übrige Welt; Güterströme zwischen Re-
gionen, Geldströme, Faktorströme, Pendler, Wanderun-
gen sowie Beziehungen zwischen Verwaltungen und pri-
vaten Wirtschaftssubjekten sowie Sozialversicherung. Der
Ansatz typenbezogener Standortwahl wurde von uns für
die Ermittlung der Effekte etlicher Projekte herangezogen.3
Der Ansatz passt sich gut in die Erfordernisse der Konzi-
pierung von PPP-Vorhaben ein, denn zunächst wird abge-
prüft, ob die Entstehung eines PPP und dessen Standort-
wahl überhaupt möglich ist. Hierzu werden Anforderungen
seitens des PPP formuliert, z.B. landesplanerische, ande-
re rechtliche und infrastrukturelle Voraussetzungen, Kauf-
kraftpotentiale, finanzielle Voraussetzungen, Förderungs-




Quelle: Darstellung des Autors.
2 Im Gegensatz zu den CGE-Modellen werden die Verhaltensanpassungen
über Crowding-out-Effekte und deren Größe berücksichtigt. Während die
CGE-Modelle erlauben, Verhaltensänderungen über Gleichgewichtsän-
derungen zu bestimmen, bietet unser Ansatz Möglichkeiten, das Modell
einfach an Realitätsänderungen über Parameteränderungen anzupassen,
ohne das Zutreffen politischer und ökonomischer Gleichgewichtstheorien
vorauszusetzen. Die Parameter des Modells werden nicht ökonometrisch
geschätzt, sondern projekt- und regionsbezogen mittels statistischer Da-
ten sowie Daten, welche über Interviews ermittelt werden, errechnet. Für
diese Analyseschritte stehen Kriterien (V1–V6, G1–G6, V7–V12, G13–G26,
V13–V26) zur Verfügung, die zum einen das PPP und zum anderen die
Standortgemeinde sowie die erwähnten einbezogenen Regionen betref-
fen. Diese Kriterien werden mittels der Daten aufgefüllt und in empirisch
gestützte Formeln zur Bestimmung der Parameterwerte eingesetzt. Das
Modell besitzt 4006 Gleichungen. Es wurde nach Variablen aufgelöst,
welche die oben bezeichneten wichtige Effekte beinhalten.
3 Es handelt sich um 50 Projekte in Arnsberg, Bamberg, Bayreuth, Co-
burg, Dortmund, Dresden, Düsseldorf, Erlangen, Flensburg, Freiburg,
Fulda, Gummersbach, Jilin, Itzehoe, Kassel, Kiel, Kulmbach, München,
Neubrandenburg, Oberhausen, Regensburg, Regensdorf (Zürich), Shang-
hai, Siegen, Weißenburg und Xian.Zur Diskussion gestellt
mittel, Finanzkraft öffentlicher Träger usw. Ferner werden
Anforderungen der Standortgemeinde oder des öffentlichen
PPP-Trägers formuliert, wie etwa Produktionseigenheiten
des PPP, seine infrastrukturelle Einpassung, seine Über-
einstimmung mit landesplanerischen Anforderungen, sei-
ne finanziellen Notwendigkeiten und die eigene Mitfinan-
zierungsmöglichkeit, unerwünschte Umwelteffekte oder Um-
weltanforderungen, Entsprechung von Ausschreibungsbe-
dingungen usw. Ist die Errichtung und die Niederlassung
dieses PPP an einem Standort in der Standortgemeinde
prinzipiell möglich, so ist das PPP zu entwickeln, auszufor-
mulieren und die Standortverbesserungsmaßnahmen, die
erforderlich werden, damit das PPP reibungslos funktioniert,
sind festzulegen.
Die Verfolgung dieses Ansatzes verweist den Analysten auf
die Notwendigkeit, dass das Projekt nicht nur betriebswirt-
schaftlich, sondern auch volkswirtschaftlich konzipiert wer-
den muss. Die zum Projekt gehörigen Maßnahmen und die
direkten Effekte sind zu bestimmen, z.B. Netzveränderun-
gen, Straßenänderungen, Eingriffe in die Landschaftsnut-
zung, direkte Steuerzahlungen, Zuschüsse, Subventionen.
Ferner werden die betriebswirtschaftlichen Grundlagen für
das PPP konzipiert, z.B. Teilhaberschaften, technische Pro-
duktionsverfahren, Bezugsquellen, Absatzgebiete, Investi-
tionen bei den Abnehmern und Lieferanten. Nach Festle-
gung der Beschaffungs-, Produktions-, Absatz- und Finan-
zierungsaktivitäten unter Berücksichtigung von Risikoana-
lysen lässt sich ein Business- oder Geschäftsentwicklungs-
plan aufstellen. 
Darüber hinaus sind PPP-spezifische Probleme zu lösen,
welche die Abschätzung der volkswirtschaftlichen Effekte
erschweren. Die private Teilhaberschaft ist gemäß EU-
Recht auszuschreiben, damit ist aber nicht sicher, wer der
private Teilhaber und welche volkswirtschaftlichen Folgen
diese zukünftige Auswahl des Teilhabers haben wird. Es
entsteht Unsicherheit, und der Analyst muss über Annah-
men, das nicht bekannte Ausschreibungsergebnis vorweg-
nehmen. So ist beispielsweise volkswirtschaftlich relevant,
aus welcher Region der Teilhaber stammt, wo Kapital ab-
gezogen wird oder ob man diese Teilhabe wie eine Auf-
nahme von Fremdkapital mit Eigenkapitalverzinsung be-
handeln kann. Besonders erschwert wird die Analyse, falls
an dem PPP ein privater Teilhaber mit einer Beteiligung von
über 1% des Gesellschaftskapitals beteiligt ist. Dann soll
nämlich auch die Übertragung der öffentlichen Aufgabe
ausgeschrieben werden (vgl. Tomerius1999). Ein so ge-
nanntes Inhouse-Geschäft ist nur dann statthaft, falls das
gegründete gemischtwirtschaftliche Unternehmen die Aus-
schreibung gewinnt. Es kann sein, dass das gemischtwirt-
schaftliche Unternehmen nicht zum Zuge kommt (vgl.
Schwintowski 2005) und als Folge ein ganz anderes Pro-
jekt beurteilt werden muss, wobei allerdings die Fehlgrün-
dung des PPP mit seinen Folgen einzubeziehen ist.4 Ab-
gesehen von etlichen negativen volkswirtschaftlichen Fol-
gen wird die hier interessierende Ermittlung der volkswirt-
schaftlichen Effekte besonders erschwert.
Positiv wirkt sich für die Effektermittlung aus, dass das EU-
Recht eine exakte Ausarbeitung des PPP-Projektes ver-
langt. Ferner erleichtern die verstärkten internationalen,
EU-weiten und nationalen Bemühungen in Richtung auf
yard-stick competition sowie Betriebsvergleiche (bench-
marking) die Formulierung von Annahmen über die Aus-
gestaltung des PPP und seiner Folgen (vgl. Clausen und
Scheele 2002).
Das Modell wurde zur Errechnung der Wirkungen nach den
wichtigsten Größen aufgelöst (vgl. Friedrich 1985; Wonne-
mann 1989). Dazu zählen die Einkommen in der Stand-
ortgemeinde, in den restlichen Gemeinden in dem Stand-
ortbundesland, im Standortbundesland, in den restlichen
Bundesländern, in den dortigen Gemeinden und in
Deutschland. Für diese Regionen werden sowohl die Be-
schäftigungs- als auch die Produktions- und Wanderungs-
effekte ermittelt. Gleichzeitig bestimmen wir die Haushalts-
veränderungen für die Standortgemeinde, die restlichen
Gemeinden des Standortbundeslandes, der Gemeinden in
anderen Bundesländern und dieser Bundesländer. Ferner
wird die Veränderung des Budgets der Sozialversicherung
aufgezeigt, z.B. für das PPP Allianz Arena München (vgl.
Friedrich et al. 2001). 
Derartige volkswirtschaftliche und fiskalische Effekte fallen
durchaus unterschiedlich aus je nach Standortregion und
der Auslegung der PPP-Projekte. Mit Hilfe des Modells und
der bislang analysierten Fälle, die teilweise PPP darstellen,
sind wir in der Lage, Aussagen darüber zu formulieren, wel-
che PPP große Effekte erwarten lassen. 
Bezüglich der Effekte auf das Trägerbudget zeigen die er-
wähnten Studien, dass die direkten Effekte das Trägerbud-
get besonders stark betreffen. Die indirekten Effekte balan-
cieren sich teilweise aus. Sie berühren jedoch den Träger-
haushalt, z.B. mildern sie die direkten Effekte aus der Fi-
nanzierung von Investitionen und Steuerzahlungen bis zu
40% ab. Entstehende Verluste des PPP, die von der Stand-
ortgemeinde ausgeglichen werden, tangieren den Träger-
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4 Um die doppelte Ausschreibungspflicht zu vermeiden, könnte eine Ge-
sellschaft als 100%iges kommunales Unternehmen gegründet werden.
Dieses Unternehmen wäre mit Hilfe einer direkten marktorientierten Ver-
gabe im Rahmen eines Als-ob-Wettbewerbs mit der öffentlichen Aufgabe
zu betreuen. Allerdings handelt es sich dabei nicht um ein gemischtwirt-
schaftliches PPP. Ein PPP könnte es bleiben, wenn das Verfahren mit ei-
nem Vertrags-PPP kombiniert wird. Schließlich lässt die Betrauung mit
der öffentlichen Aufgabe ein Vertrags-PPP entstehen (vgl. Oettle 2005;
Sack 2005). Ferner könnte ein 100%iges öffentliches Unternehmen ge-
gründet werden und später über einen stillen Gesellschafter erweitert wer-
den, nach dem das Inhouse-Geschäft getätigt worden ist, oder eine nach-
trägliche Aufnahme privater Gesellschafter im Zuge einer ausgeschriebe-
nen Kapitalerhöhung ermöglicht die Umwandlung in ein gemischtwirtschaft-
liches PPP. Zur Diskussion gestellt
haushalt besonders. Wie zu erwarten – sind die finanzie-
renden Institutionen speziell belastet. Die Sozialversicherung
erfährt Budgetentlastungen und -zuwächse bei Neuan-
siedlungen.
Hingegen führen große PPP in mittelgroßen Gemeinden
meist nur zu mittleren Effekten. Große Ansiedlungseffekte
sind meist nur in großen Gemeinden zu erzielen. Selbst bei
großen PPP sind in kleinen Gemeinden die Effekte meist ab-
solut klein, jedoch pro Einwohner groß. Für die Größe der
Ansiedlungseffekte sind mögliche Verdrängungseffekte be-
sonders wichtig (vgl. Wonnemann 1989). 
Die Beurteilung der PPP mit Hilfe der 
volkswirtschaftlichen Effekte
Die Beurteilung des PPP kann zunächst erfolgen, indem
die Effektgrößen mit erwünschten Mindesteffektgrößen ver-
glichen werden, um festzulegen, ob ein PPP-Projekt volks-
wirtschaftlichen oder fiskalischen Mindestanforderungen ge-
nügt. Ferner könnte versucht werden, mittels einer Stern-
darstellung, zu verdeutlichen, welches PPP-Projekt die vor-
teilhaftesten Effekte aufweist.
In diesem Falle ist auch eine Kostenwirksamkeitsanalyse
möglich, bei der Nachteile monetär – meist mittels betriebs-
wirtschaftlicher Kosten – ausgedrückt werden, während
die Vorteile in physischen Größen gemessen werden. So-
weit kein PPP-Projekt existiert, das alle anderen Projekte
übertrifft, hat die Abwägung gemäß den Wünschen der
im PPP einbezogenen Entscheidungsträger im Rahmen ei-
ner Nutzwertanalyse zu erfolgen (vgl. Friedrich und Tsimou-
polos 1984; Weber 2004), wofür allerdings kein allgemein
akzeptierter Bewertungsrahmen existiert. Da sich die Zie-
le der Ansiedlungsgemeinde von jenen des privaten In-
vestors oder anderer privater Gruppen oder anderer Ver-
waltungsträger unterscheiden, resultieren differierende Er-
gebnisse. Soweit die Ziele die erwähnten makroökonomi-
schen volkswirtschaftlichen Ziele betreffen, wird sich bei
Errichtung des PPP in der Ansiedlungsgemeinde meist
ein positiver Nutzwert einstellen, falls resultierende finan-
zielle Belastungen für die Gemeinde kein allzu großes ge-
sellschaftliches Nutzwertgewicht besitzen. Allerdings sind
Nutzwertanalysen mit vielen Problemen behaftet, z.B. die
Definition eines Zielsystems, die soziale Gewichtung, die
Zuordnung der Effekte zu den Zielerreichungsgraden und
das Fehlen eines periodenbezogenen Rechnungswesen in
Termini von Nutzwerten.
Auch Nutzen-Kosten-Analysen und auf ihnen basierende
gesellschaftsbezogene Erfolgsrechnungen stoßen auf
Schwierigkeiten der Ermittlung der Nettozahlungsbereit-
schaften für oder gegen die Konsequenzen der Effekte. Zu-
sätzliche Effekte müssen ermittelt werden, z.B. Auswirkun-
gen von externen Effekten und monetäre Größen zur Be-
wertung. Ferner entstehen Probleme bei der Wohlfahrts-
messung im Sinne der Ansiedlungsgemeinde (vgl. Fried-
rich und Jutila 2001). Dies gilt umso mehr für ein PPP, das
mehrere Gemeinden umfasst. 
Entwicklung eines volkswirtschaftlichen Public
Sector Comparators
Ein volkswirtschaftlicher Public Sector Comparators (vPSC)
kann nicht wie ein erwerbswirtschaftlicher PSC gleichzeitig
die Effektermittlung und die Bewertung umfassen, da die
Nutzwertanalysen für einzelne Entscheidungsträger infolge
unterschiedlicher Bewertungen differierend ausfallen. Bei er-
werbswirtschaftlich orientierter Betrachtung ist die Bewer-
tung einheitlich, so dass ein PSC genügt, um erwerbswirt-
schaftliche Rechnungen – selbst unterschiedlicher Entschei-
dungsträger – durchzuführen. Deshalb ist ein Rahmen zu
schaffen, der eine vergleichende Effektermittlung gestattet.
Nur falls der vPSC von einer Gemeinde oder aus der Sicht
eines Bundeslandes für verschiedene Projekte einbezogen
wird, bietet es sich an, gleichzeitig die Bewertung einzube-
ziehen.
Zunächst ist zu klären, auf welche Organisationsform sich
der vPSC beziehen soll. Es bietet sich für deutsche öffent-
liche Träger an von einem 100%igen Bundes-, Landes- oder
Gemeindeunternehmen auszugehen, z.B. eines Eigenbe-
triebes, kommunalen Unternehmens in Bayern, oder von ei-
ner Regiebetriebslösung als kostenrechnende Einrichtung .
Ferner muss der vSPC die Eigenheiten der Standortregion
einbeziehen. Für diese Ausgangssituation spricht auch, dass
diese Lösung weniger mit den Unsicherheiten des EU-Rech-
tes behaftet ist.
Die Grundlage für ein vSPC vermag der geschilderte An-
satz zur Effektermittlung zu bieten. Vorausgesetzt wird, dass
gemäß der ersten Abfrage keine technischen, rechtlichen,
planerischen und unüberwindbaren finanziellen Schwierig-
keiten dem Projekt entgegenstehen.
Bei der Ausarbeitung des PPP und des Bezugsprojektes
werden wegen der 100%igen kommunalen Lösung die Er-
träge und Aufwendungen des kommunale Unternehmens
in den Gemeindehaushalt insofern integriert, als ein Ge-
winn oder Verlust, der aus diesen Erträgen und Aufwen-
dungen resultiert, in den Gemeindehaushalt eingestellt wird.
Somit unterstellt der vPSC, dass ein Inhouse-Geschäft zwi-
schen Gemeinde und Wasserbetrieb möglich ist. Weiterhin
ist diese Lösung betriebswirtschaftlich zu konzipieren. Die
Personal-, Investitions-, Finanzierungskosten, Abschreibun-
gen, Steuerzahlungen, laufende Zuschüsse und alle ande-
ren Kosten, z.B. für Vorleistungen des Wasserbetriebes, sind
zu ermitteln. Dabei kann auf Betriebsvergleichsergebnisse
60. Jahrgang – ifo Schnelldienst 1/2007
11Zur Diskussion gestellt
für Betriebe mit ähnlichem Leistungsumfang hilfsweise zu-
rückgegriffen werden. Ferner sind die Leistungsmengen so-
wie die entsprechenden kostendeckenden Gebührenein-
nahmen zu schätzen. Zusätzlich ist eine Bilanz eines sol-
chen Betriebes aufzustellen, um Grundlagen für Grund-
stücke, Anlagenumfang, Rechte, Umlaufvermögen, Ab-
schreibungen, Eigenkapital, Fremdkapital- und Fremdkapi-
talkosten zu erhalten. Für die Fremdfinanzierung sollte auf
die günstige Kommunalkreditfinanzierung zurückgegriffen
werden. Somit ist der erwerbswirtschaftliche Wirtschafts-
plan für den Wasserbetrieb zu ermitteln.
Daneben sind zusätzliche Maßnahmen zu eruieren. Dazu
zählen die oben erwähnten Investitionsänderungen Ansied-
lungen, Umsiedlungen usw. Es handelt sich um Auswirkun-
gen, deren Einnahmen und Ausgaben sich nicht im öffent-
lichen Unternehmen niederschlagen, sondern im Gemein-
dehaushalt, in den Budgets anderer öffentlicher Träger oder
bei privaten Wirtschaftseinheiten. Teilweise müssen sie in
anderen Regionen Berücksichtigung finden. Für die Ge-
meinde interessieren auch Zweckzuweisungen und Fremd-
kapitalaufnahme im Zusammenhang mit dem Wasserbe-
trieb, die zwar durch ihn verursacht, ihm aber nicht zuge-
rechnet werden, Änderungen im Finanzausgleich, direkte
Steuerzahlungen an die Gemeinde und der Betriebe ge-
werblicher Art, direkte Ausgaben für andere Aufgaben, die
im Wirtschaftsplan des öffentlichen Unternehmens nicht er-
scheinen.
So dann wird auf die Kriterien V13 bis V28 und G13 bis G26
aus der Übersicht Bezug genommen. Dafür sind die Eigen-
heiten der Gemeinde und der Standortregion sowie des Um-
landes, des Bundeslandes, anderer Bundesländer und
Deutschlands statistisch zu erfassen. Ferner werden die er-
langten Projektinformationen mittels der V-Kriterien aufge-
schlüsselt, die Modellparameter bestimmt und die Effekte
elektronisch für die genannten Regionen und die oben be-
zeichneten Effekte errechnet.5 Obwohl dieser vPSC auf Ef-
fekte ausgerichtet ist, könnte für die Bewertung ebenfalls ein
Zielbaum als Grundlage einer Nutzwertanalyse entwickelt wer-
den. Dieser vSPC soll dann einer Effektermittlung für das PPP
gegenübergestellt werden, um festzustellen, welche abwei-
chenden Effekte das PPP mit sich bringt. Falls ein Zielsys-
tem entwickelt worden ist, kann für die Effekte in der Stand-
ortgemeinde zusätzlich ein Bewertungsvergleich erfolgen.
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